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G(und/aqen und Zielsetzung 

1. Grundlagen und Zielsetzung 
Die Planungsgemeinschaft Flughafen Berlin-Brandenburg International (im Weiteren .,pg 
bbi") wurde als Arbeitsgemeinschaft gegründet um Generalplanerleistungen im Auftrag der 
FBS im Zusammenhang mit der Neuerrichtung eines Terminalgebäudes sowie weiterer Ge­
bäude am Flughafen Berlin-Brandenburg International (BBI) zu erbringen. 

Im Projektverlauf wurde der Leistungsumfang der pg bbi durch die FBS um eine Reihe von 
Zusatzbeauftragungen erweitert. Daraus folgend haben sowohl Art und Umfang der Leis­
tungen der pg bbi sowie die Dimensionen der zu beplanenden Gebäude erheblich gegenü­
ber der ursprünglichen Entwurfsplanung zugenommen. Die Projektabwicklung stand seit 
Herbst 2007 unter dem Einfluss von zahlreichen - zum Teil massiven Störungen - insbe­
sondere aus dem Verantwortungsbereich der FBS. 

Die Ernst & Young Real Estate GmbH (nachfolgend .,EYRE"J hat in einer ersten Phase durch 
eine kompakte Analyse ausgewählter von der pg bbi zur Verfügung gestellter Projektunter­
lagen eine erste Einschätzung über den Projektstatus gewonnen. 

Zudem wurde die Entwicklung des Projektes als Großprojekt und die in diesem Zusammen­
hang von der pg bbi erbrachten Leistungen detaillierter untersucht. Als Ergebnis haben wir 
lmFOige-naenerneSacnVernartsaarsrenungerar5äftet;dfeale\iies-enfllcnenEiflfrU5seaor 
die Projektrealisierung identifiziert und erläutert und in den Gesamtprojektverlauf einord­
net. 

Grundlage dieser Sachverhaltsdarstellung waren insbesondere die uns von d_er pg bbi zur 
Verfügung gestellte Dokumentation der relevanten Ereignisse, Planungsänderungen der 
FBS, Störungen des Planungsablaufs sowie Nachträge der pg bbi. 

Zielsetzung der Analyse der EYRE ist die sachgerechte textliche und grafische Darstellung 
der tatsächlichen Projektabwicklung unter Berücksichtigung der Auswirkungen von nach­
weisbar aufgetretenen Projektstörungen. in Bezug auf den Umfang und Detaillierungsgrad 
der Sachverhaltsdarstellung wurde in Abstimmung mit der pg bbi der Maßstab einer soge­
nannten .,Vogelperspektive" (Managementebene) festgelegt. 
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Der ur;pnJrJqiic~ :;~epian:e Prajektablauf ~SCLL 0) 

2. Der ursprünglich geplante Projektab­
lauf (SOLL 0) 

2.1. Die Generalplanerverträge vom Januar 2005 
und Juni/ August 2007 

Die Planungsgemeinschaft Flughafen Berlin-Brandenburg International (im Weiteren "pg 
bbi"), bestehend aus: 

J.S.K. International Architekten und Ingenieure GmbH (im Weiteren "JSK") 

gmp Generalplanungsgesellschaft mbH (im Weiteren "gmp") 

IGK-IGR Ingenieurgesellschaft Kruck mbH (im Weiteren "IGK-IGR") 

schloss mit der FBS Flughafen Berlin-Schönefeld mbH (im Weiteren "FBS") am 
06./17.01.2005 einen Vertrag über Generalplanerleistungen. 

· · · ·· ·Dtezu-plilnendeBaumaßnahme-bestandim-wesenttichen-(nur/aus-dem-Fiuggastterminar· 
ohne die Flugsteige (Pier Nord und Pier Süd). Als Fertigstellungstermin (Inbetriebnahme 
Flughafen) wurde von der FBS der 31.10.2011 bestimmt. 

Dieser Generalplanervertrag ging von dem für komplexe Großprojekte branchenüblichen 
Vergabemodell aus, nach dem die komplette Ausführungsplanung (Lph 5 gemäß HOAI) so­
wie die gesamten Bauleistungen an einen Generalunternehmer vergeben werden sollten. 

Entsprechend enthielt der Generalplanervertrag ein mehrstufiges Leistungsbild: 

in der 1. Stufe waren Planungsleistungen bis zum Einreichen des Bauantrages (Lph 1-4) zu 
erbringen. 

Stufe 2 sah die GU-Ausschreibung und Vergabe (Lph 6+7) auf Basis einer funktionalen 
Ausschreibung mit Leistungsprogramm (Ausführungsplanung und Bauleistungen) vor. 

ln der 3. Stufe hätte die pg bbi die vom GU erstellte Ausführungsplanung prüfen und wäh­
rend der Bauausführung die Einhaltung der Entwurfsvorgaben überwachen sollen. 

Die 4. Stufe hatte die Objektbetreuung und Dokumentation (Lph 8 +9) zum Inhalt. 

Die pg bbi wurde zunächst mit den Stufen 1 und 2 beauftragt. 

Im weiteren Projektverlauf schloss die pg bbi am 20.6./31.08.2007 mit der FBS einen zu­
sätzlichen Vertrag über baubegleitende Leistungen zur Planprüfung, Bauüberwachung und 
Dokumentation. 
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Der ursprünglich geplante Projektablauf (SOJ..L 0) 

2.2, Der tatsächliche Projektablauf bis zur Aufhe­
bung der Ausschreibung (09.10.2007) 

Ab Beginn der Planungsleistungen der pg bbi im Januar 2005 über die Fertigstellung der 
Entwurfsplanung bis zur Erteilunq der Baugenehmigung verlief die Projektabwicklung wei­
testgehend ungestört. 

Am 02. Mai 2007 legte die pg bbi die funktionale Leistungsbeschreibung mit Leistungs­
programm für die GU-Ausschreibung (Ausführungsplanung und Bau Ieistungen) vor. 

Die Ausschreibung erfolgte im Juni/Juli 2007; mehrere Bieterangebote gingen im Sep­
tember 2007 bei der FBS ein. 

Damit hatte die pg bbi die Leistungsstufen 1 (Lph 1-4) und 2 (Lph 6+7) des Genera/planer­
vertrages vom 06./17.01.2005 vollständig und fristgerecht erbracht. 

Das Ergebnis der GU-Ausschreibung war für die FBS offenbar nicht annehmbar. Die Ange­
bote der Bieter lagen erheblich über den Budgetvorgaben bzw. Vergabezielen der FBS. 

Am 09.10.2007 hob die FBS das Vergabeverfahren auf und verfolgte ein neues Vergabe­
konzept mit folgenden Eckpunkten: 

A-üsscnremung-cter-Ausmn-rüng-spranung(Lpn-5 Jars-Generarpranerlelstung, 

Ausschreibung und Vergabe der Bauleistungen (Lph 6 und 7) auf Basis von Leis­
tungsbeschreibungen mit Leistungsverzeichnis, 

Ausschreibung und Vergabe der Bauleistungen in sieben Vergabepaketen an sieben 
Paket-Generalunternehmer. 

------======== 
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3. Der geplante Projektablauf (SOLL 1) 

3.L Der Generalplanervertrag vom Januar 2008 

Die pg bbi schloss mit der FBS am 16.01./29.02.2008 den Generalplanervertrag ,.Ausfüh­
rungsplanung Terminal". 

Veranlassung war die Aufhebung der ursprünglichen GU-Ausschreibung durch die FBS am 
09.10.2007 und die darauf folgende Ausschreibung der Generalplanerleistungen ,.Ausfüh· 
rungsplanung Terminal". 

Nach Aufforderung durch die FBS hat sich die pg bbi mit Angebot vom 03.12.2007 um die· 
se Generalplanerleistungen beworben. Unmittelbar vor den Vergabeverhandlungen am 
21.12.2007 übergab die FBS am 18.12.2007 ein überarbeitetes Leistungsbild (Anlage 4 
zum Generalplanervertrag .. Ausführungsplanung Terminal"). 

Die zu planende Baumaßnahme erweiterte sich insbesondere um die beiden Erweiterungs­
gebäude Flugsteige Walk·Boarding·Pier·Nord (im Weiteren .. WBP-N") und Walk·Boarding­
Pier:~üd(ifT1VIJeiter~n"vvElf'·S'').[lerFertigstellungsterrnin(lnbetriebnahmeFiughafen) .. 
blieb unverändert der 31.10.2011. 

Das Leistungsbild des Generalplanervertrages umfasst neben der Ausführungsplanung 
(Lph 5 gemäß HOAI) auch die Vorbereitung und Mitwirkung bei den Vergaben (Lph 6 und 7 
gemäß HOAI) sowie die Dokumentation (Lph 9 gemäß HOAI). Die Vergabestrategie sah eine 
Vergabe der Bauleistungen in sieben Vergabepaketen vor. 

in einem .. Side Letter" vom 05.03.2008 zum unterzeichneten Generalplanervertrag .. Aus­
führungsplanung Terminal" stellt die pg bbi die Ergebnisse der Auftragsverhandlungen 
vom 21.12.2007 noch einmal zusammen. Unter anderem wird festgestellt, dass die Pro­
jektdurchführung zielorientiert (bedarfsorientiert) mit der Maßgabe erfolgen soll, dass der 
vorgesehene Endtermin (Inbetriebnahme 31.10.2011) erreicht wird. 

3.1.1. Die veränderte Ausgangssituation 

Nachdem die FBS am 09.10.2007 die ursprüngliche Ausschreibung aufgehoben hatte und 
die pg bbi Ende 2007 die Ausschreibung der Generalplanerleistungen gewonnen hatte, 
waren insbesondere die Risiken für eine fristgerechte Realisierung des Projektes deutlich 
gestiegen. 

Denn !rotz der durch die erfolglose GU·Ausschreibung und des Paradigmenwechsels ver­
strichenen Zeit, hielt die FBS am Gesamtfertigstellungstermin 31.10.2011 sowie an den 
geplanten Fristen für die Bauausführung unverändert fest. 

Der Aufwand für den Generalplaner pg bbi allerdings erhöhte sich beträchtlich, insbeson· 
dere weil: 

Vertraulich 

-sr~~die • rt de+-Au::S-schreJoung ande-rte- . 
Eine abgeschlossene funktionale Leistungsbeschreibung mit Leistungsprogramm 
musste nunmehr in eine detaillierte Leistungsbeschreibung mit Leistungsverzeich­
nis mit zu ermittelnden Mengenangaben überführt werden. 
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Der ~eplante Projektablauf (SOLl. 1) 

sich die Anzahl der Vergabepakete erhöhte 
Aus einer funktionalen Leistungsbeschreibung mit Leistungsprogramm mussten 
sieben Einzelausschreibungen mit detailliertem Leistungsverzeichnis entwickelt 
werden. 

sich die Anzahl der Bieter erhöhte 
Anstatt mit 4 bis 5 Bietern für eine Ausschreibung mussten nunmehr für jedes der 
sieben Vergabepakete mit 4 bis 5 Bietern- demnach insgesamt mit ca. 30 Bietern­
Vergabegespräche geführt werden etc. 

sich die Anzahl der ausführenden Bauunternehmen erhöhte 
Anstatteines Generalunternehmers musste nunmehr die Bauausführung von sie­
ben Teii·Generalunternehmern überwacht werden 

Auch das Risiko für Fehlentwicklungen und etwaigen Ansprüchen der bauausführenden Un­
ternehmen gegenüber dem FBS erhöhte sich erheblich. 

Bei unveränderten Terminvorgaben für die Bauvergaben war es nämlich nicht möglich, in 
den Ausschreibungspaketen jeweils weitgehend abgeschlossene Ausführungsplanungen zu 
integrieren. 

Stattdessen mussten die Bauvergaben-insbesondere für die Vergabepakete ,.Rohbau" 
(VP2) und .. TGA" (VPS und VP7) -zunächst auf dem Status einerEntw_u_rfspla~ 
nllng/Geneilmigungsplanung(Stand :z-oo7)ciurchgef0hrt werden. Die Folge war eine bau­
begleitende Ausführungsplanung durch die pg bbi, die unvermeidlich zu Nachtragsansprü­
chen der bauausführenden Unternehmen führen musste. Die FBS hat dieses Risiko bewusst 
in Kauf genommen. 

Es ist unmittelbar ersichtlich und zwingend erforderlich, dass -um iri diesem Szenario die 
Projektziele erreichen zu können- aus dem Verantwortungsbereich des FBS keine größeren 
Störungen in das Projekt hineingetragen werden. 

Des Weiteren kam einer realistischen Terminplanung der Planungsleistungen (,.Planung der 
Planung") sowie der Festlegunq und Einhaltung realisierbarer Planliefertermine eine wach­
sende Bedeutung zu. 

ln diesem Zusammenhang hat die pg bbi bereits bei Abschluss des Generalplanervertrages 
und regelmäßig im weiteren Projektverlauf festgehalten, dass ein Regelablauf der Planbei­
stellungbei unveränderten Terminzielen nicht möglich ist, sondern vielmehr eine bedarfs­
orientierte Planbeistellung erfolgen muss. 
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'::er qep1ance ""oiektaJiauf (SCLL 1) 

3,L2, Der Projekthintergrund 
(Proj e ktst ruktu re n/Proj e kt beteiligte) 

Für das Projekt des Neubaus des Flughafens 881 hat sich die F8S die in der folgenden Gra­
fik dargestellte Struktur gegeben. Die Grafik ist dem Projekthandbuch (Stand 12.07.2006) 
des Projektsteuerers CBP entnommen. 

Aufsichtsr<lt 

Gosc:h.:lft5fühn..ng 

Grafik Projektorganisation Bauherr FBS, Quelle: Projekthandbuch ::BP, Stand 12.07.2C06 

Vor dem Hintergrund dieser Projektstruktur wurden die Kommunikations- und Entschei· 
dungswegezwischen dem Bauherrn FBS und dem Generalplaner pg bbi gestaltet. 

Die Struktur der F8S halten wir für dem Projektvolumen und der Zielsetzung zum Stand 
2006 (Ziel: GU-Vergabe) für angemessen, ohne diese im Detail analysiert zu haben. 

Wir gehen davon aus, dass sich die Entscheidungsprozesse der F8S nach Maßgabe der FBS 
eigenen Entscheidungsvorgaben z. 8. in Bezug auf zu entscheidende lnvestitionsvolumina 
durch die fünf Entscheidungsebenen gern. nachfolgender Grafik hinsichtlich der Entschei­
dungsfristen bis zu 100-130 Tage aufsummiert haben. 

5 4 3 2 

Organisationseinheiten I Entscheidungsebenen 

TellproJekte Stabstellen 
Bereichs~ 

Gesch~ftsfOhrung Aufsichtsrat Ieitung 

14 Jage 71age fT'aQif ·t-4-T'aqe- 90-ra-ge 
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Der ~eplante Projektablauf (SOLL 1) 

Für die im Folgenden dargestellten wesentlichen von der FBS angeordneten Planänderun­
gen ist davon auszugehen, dass von dem internen Anstoß der Planänderung bei der FBS 
über die erste Kommunikation gegenüber dem Generalplaner pg bbi, bis zur Entscheidung 
der FBS über die Planänderung inhaltlich und finanziell auf Grundlage von Ausarbeitungen 
der pg bbi nochmals deutlich mehr Zeit vergangen ist. 

Für den Entscheidungsweg der FBS über Planänderungsanträge, später sogenannte 
Anordnungen von Leistungen gegenüber der pg bbi, haben wir folgenden Ablauf identifi­
ziert: 

Wie wird der PLÄA -pgbl:ll 
Wunsch vorge- AvL -FBS 
traqen 
Dokumen-
tatlon 

Kommentar 
AYL 

dureh pqbbl 

Kalkulation 

"'" GP-Vertrag 
HOAI 

AnQebote NT-Bestätigung Bedm Fertigstellung 
l.d.R. von FBS dUJCh pgbbi: 
auf GP·V. Basis Soll SoO 

-, HOh.e Honorar ISt Ist 
:-·Termine 

Skt~trhelt 

Hier ist die pg bbi stets deutlich zum Wohle des Projekts und zur Sicherung des weiteren 
Planungsablaufs in Vorleistungen getreten, um die Entscheidungen der FBS inhaltlich vor­
zubereiten. 

Zusammenfassend kann festgestellt werden, dass die Strukturen und Prozesse des Bau­
herrn FBS auf die ursprünglichen Bedingungen des Projekts BBI (Vergabe von Ausfüh­
rungsplanung und Bauausführung an einen Schlüsselfertig-Generalunternehmer) und einen 
optimalen Projektablauf vorbereitet und eingestellt waren. 

Die Änderungen der Vergabestrategie sowie die im Projektverlauf durch die FBS angeord­
neten vielfachen Änderungen waren allerdings von einem Umfang und so liefgreifendem 
Inhalt, auf den die Strukturen und Ablaufprozesse der FBS nicht hinreichend angepasst 
wurden. 

Mit Beschluss der FBS vom 29.01.2010 wurde- um auf dieveränderten und erschwerten 
Rahmenbedingungen einzugehen und diesen gerecht zu werden- seitens des Bauherrn 
festgelegt, keine wesentlichen Planungsänderungen mehr anzuordnen. Allerdings wurde 
dieser Beschluss -wie die Vielzahl der danach folgenden Änderungsanordnungen zeigt -
nicht umgesetzt. 

Erschwerend kommt hinzu, dass sich die Risiken aus mehreren gravierenden Planänderun­
gen ohne Verschiebung des Fertigstellungstermins potenzieren und etwaige Pufferzeit' 
räume und vor allem der für einen Flughafen notwendige Probebetrieb in der Terminpla­
nung reduziert werden musste. 

Weiterhin wirkten sich personelle und prozessuale Änderungen innerhalb der FBS auf die 
ohnehin komplexen und angespannten Rahmenbedingungen negativ aus. 

Die Steuerung des Projektes wurde ursprünglich von Drees & Sommer im Auftrag der FBS 

at:cCoiisli oclLull Ma11age• ~~fl1e11, sef~nf~J:al1res 2889-:ietJeeh-:fs+-erees &=======-­
Sommer nicht mehr für das Projekt tätig. 
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Jer- ~estar'e ?rojektoblauf (15-:-) 

4. Der gestörte Projektablauf (IST) 
Der Begriff der Störung bezeichnet im Folgenden den Tatbestand der Abweichung von 
ausgeführten Leistungen gegenüber dem vertraglich vereinbarten Leistungsumfang. 

Dabei kann es sich um vertragskonforme Störungen (z. B. Anordnung von Leistungsände­
rungen oder Zusatzleistungen) handeln oder um vertragswidrige Störungen (z. B. Verlet­
zung von Mitwirkungspflichten). 

Eine Störung des Projektablaufes kann darüber hinaus als ein Tatbestand definiert werden, 
der den auf der Grundlage der Generalplanerverträge geplanten Projektablauf nachteilig 
beeinflusst. den Arbeitsfluss hemmt oder unterbricht und ein kontinuierliches Arbeiten 
ausschließt oder die geplante Produktivität mindert. 

Nicht zu den Störungen zählen typische Ablaufschwankungen des Planungsprozesses, die 
sich aus den vorhersehbaren Bedingungen des Projektablaufes ergeben respektive Um­
stände, die bei Vertragsabschluss bekannt waren. Hierzu zahlen beispielsweise: 

bekannte, spezifische Standort- und Rahmenbedingungen, 

allgemeine übliche Risiken der Tätigkeit als Generalplaner bei komplexen Großpro­
.jekteri cf'ro)ekfaiii:ieruniJen .. Tm ullliCiien ümti!iiiJ im llafimencier 5eslelieiiaeri sau~·· 
genehmigung, Personalausfälle durch Urlaubszeiten und Krankheiten, Anlaufprob­
leme durch Einarbeitungseffekte etc.). 

4.1. Wesentliche Störungen aus dem Verantwor­
tungsbereich der FBS und deren Auswirkungen 

Bereits im ersten Halbjahr 2008 hat die FBS gravierende Änderungen zur bestehenden 
Entwurfsplanung (Stand Oktober 2007) angeordnet, die fortlaufend in einem außerge­
wöhnlich hohem Maße zu einer baubegleitenden Planung führten. 

Insbesondere die Änderungen aufgrund der PÄA Nr. 68 ("Doppelstöckiger Fluggastbe­
reich") und Nr. 72 ("Ebenenshift") sowie zur Einhaltung der EU-Verordnung Nr. 297/2010 
führten zu massiven Eingriffen in die bestehende Planung und erforderten sogar neue 
Baugenehmigungen. 

Hiervon unabhängig wurden die laufenden Bauvergaben aufgrundder bereits überholten 
Entwurfs-/Genehmigungsplanungen gemäß 1. Baugenehmigung durchgeführt. 

Der Ausschreibung und Vergabe des Rohbaus lag im Wesentlichen die Entwurfsplanung 
Stand Oktober 2007 zugrunde. Unter diesen Voraussetzungen wurde mit den Rohbauar­
beiten dennoch am 11.07.2008 begonnen. Auch die Ausschreibung und Vergabe der TGA­
Bauleistungen musste im Wesentlichen auf Basis einer fortgeschriebenen Entwurfsplanung 
zur 1. Baugenehmigung (05.04.2007) erfolgen. Aufgrund der geschilderten Situation ist 
es mehrfach zu Unterbrechungen bei der Bauausführung Cstopp-and-go") gekommen. 

Schließlich hat der Aufsichtsrat der Berliner Flughäfen am 25. Juni 2010 entschieden, den 
· · ·· --~mifl-E!neetFiel:)flaflme.J-ee.s-SB 1-~m Ga, TMGRate vem-3-h-GkteeeF-2oG-1-i-aul 

den 03. Juni 2012 zu verschieben. 
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Der gestörte ProJektablauf {!SD 

4.1.1. Übergeordnete Störung: Ca. 35 Einzelvergaben von 
Bauleistungen anstaU 7 Vergabepakete 

An statt jedes der sieben Vergabepakete an ein Bauunternehmen zu vergeben, entschied 
sich die FBS dafür, die Vergaben kleinteiliger zu gestalten. 

Mit den Vergabeeinheiten "GFA" (VE1) und "Rohbau" (VE2) wurden nahezu wie geplant 
nur ein bzw. zwei Auftragnehmer beauftragt. Ein etwaiger Mehraufwand der pg bbi in die­
sem Zusammenhang ist mit Nachtrag Nr. 18 vom 29. Februar 2008 offenkundig abgegol­
ten. 

Sei den übrigen Vergabepaketen ist die FBS in unterschiedlicher Art und Weise verfahren. 
Das Vergabepaket "Gebäudehülle/Stahlkonstruktion" CVE3) wurde in 4 Lose für vier Auf­
tragnehmer unterteilt. Die Leistungen der "TGA" wurden teilweise an einen Auftragnehmer 
(VE5 = Heizung/Lüftung/Sanitär/Klima) vergeben und teilweise an 5 weitere Auftragneh­
mer (VE7 = Förderanlagen/Starkstrom/Schwachstrom/Gebäudeleittechnik) aufgeteilt. Die 
Vergaben des hochbauliehen Ausbaus (VE4 und VE6) erfolgten praktisch gewerkeweise an 
mehr als 20 unterschiedliche Auftragnehmer. 

Für die pg bbi entstand durch diese zum Zeitpunkt des Abschluss des Generalplanervertra­
ges vom 16.01./29.02.2008 nicht vorhersehbare Änderung der Vergabestrategie der FBS ein erile5ilcher iliehiauiwana beitieiri ver'lafieeinheiten3~ 7u:a. lor: -- · ·· ··· ··· ------------------------------ · ·· ·· 

Erstellen von ca. 35 Einzelausschreibungen mit Leistungsverzeichnis (Mengener­
mittlung etc.) anstatt von ca. 7 Paketausschreibungen. Aufwändiges Schnittstel­
lenmanagement zur Abgrenzung der Leistungen der Einzelvergaben 

Führen von über 100 Bietergesprächen anstatt von ca. 30 Bietergesprächen 

Bauüberwachung/Bauleitung von ca. 35 Einzelunternehmen anstatt von 7 Teii-GUs 

Besonders problematisch war die Tatsache, dass die Ausschreibungen und Vergaben größ­
tenteils genau in der Projektphase (2008/2009) umgesetzt werden mussten, in der die 
FBS eine Vielzahl der wesentlichen Änderungen anordnete. Deraufgrund der wesentlichen 
Änderungen der FBS erforderliche neue Bauantrag wurde am 30.03.2009 eingereicht. Vor 
diesem Hintergrund mussten die Bauvergaben jeweils auf Basis der zu den Vergabezeit­
punkten genehmigten Entwurfs-/Genehmigungsplanungen (Fortschreibung der Entwurfs­
planung Stand 2007) umgesetzt werden. 

Ausweislich des Protokolls der 87. Sitzung des Hauptausschusses im Abgeordnetenhaus 
Berlin am 16. Juni 2010, wird von Herrn Wowereit, regierender Bürgermeister Berlins, be­
stätigt, dass "die Ausschreibunq des Terminals mit dem mehrmaligen Anlauf bis hin zur 
Konzeptionsänderung auch einer kleinteiliqen Vergabe selbstverständlich zeitliche Verzö­
gerungen hervorgerufen" hat. 

-------~====== 
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Jer :;escör:::> PcD.iektablad ;15!) 

4,1,2, Störung Nr.l: ,.Schnittstellenänderung Bahntunnel" 
(PÄA Nr. 063) 

Art und Umfang der Störung · 

Die genehmigte Entwurfsplanung der Ebene U1 des Fluggastterminals sah eine Schnittstel­
len an der Kote +40,90m vor, die es erlaubte, die statischen Systeme der beiden Teilbau­
werke Bahnhof und Fluggastterminal getrennt voneinander zu berechnen. 

Im Juli 2007 wurde diese Schnittstelle durch die FBS wesentlich verändert. Nunmehr war 
vorgesehen, die Ebene U1 des Fluggastterminals (zum Teil) im System des Bahnhofstun­
nels UZ statisch mit zu berücksichtigen. Die Bauteile der Ebene U 1 waren nunmehr in zwei 
ansonsten voneinander unabhängigen und statisch höchst unterschiedlichen Systemen zu 
berücksichtigen. Aus diesem Ansatz resultierten für die Bauteile der Ebene Ul zusätzliche 
Beanspruchungen, deren Aufnahme rechnerisch nachzuweisen war. 

Die pg bbi hatte der FBS bereits am 06. August 2007 ein erstes Honorarangebot zur An· 
passung der Entwurfs· und Genehmigungsplanung unterbreitet. Zum Zeitpunkt des Ab­
schlusses des Generalplanervertrages vom 16.01./29.02.2008 waren die für die Umpla­
nung erforderlichen Parameter jedoch noch nicht durch die FBS verbindlich festgelegt. 

OieerforderHcl1er~KiärwngenundA~stimmungen-inr~erl1aJbdermSfül:lrtenerstim. 

März/ April 2008 zu einer Konkretisierung und Definition der bauherrenseitigen Ände­
rungswünsche sowie zur PÄA Nr. 63 CBahnstatik). 

Auswirkungen der Störunq 

Oie laufende Ausführungsplanung basierte auf der freigegebenen und genehmigten Ent­
wurfs-/Genehmigungsplanung (Stand Oktober 2007). Die Änderungen aufgrund der PÄA 
Nr. 63 (Bahnstatik) führten zu massiven Änderungen insl>esondere im Bereich der Rah­
bauplanung und machten u. a. eine komplette Überarbeitung der Genehmigungsstatik für 
das Fluggastterminal in Abstimmung zur neuen Statik des Bahnhofstunnels erforderlich. 

in Ergänzung zu den Leistungen der Tragwerksplanung waren auch Leistungen der Objekt­
planung und der Technischen Gebäudeausrüstung (TGA) erforderlich; u. a. die Neudimen· 
sionierung der Ausführungsplanung im Bereich Fluggastterminal Mitte. 

Alle geänderten statischen Angaben vom Tragwerksplaner des Bahnhofstunnels (Verant­
wortungsbereich FBS) lagen der pg bbi erst ab dem 21.03.2008 vor. Die notwendigen Ab­
stimmungen mit der FBS erfolgten erst im April 2008. 

Unmittelbar betroffen war zunächst die laufende Ausführungsplanung für die Rohbauarbei­
ten, deren Grundlagen in weiten Teilen erst wieder neu geschaffen werden mussten. Auf­
grund des unverändert von der FBS vorgegebenen Terminziels (Inbetriebnahme 
31.10.2011) war die pg bbi gezwungen, die Änderungen der Planung nicht chronologisch 
und sukzessive umzusetzen (erst Überarbeitung der Entwurfs-/Genehmigungsplanung da· 
nach Ausführungsplanung), sondern alle Planungsphasen gleichzeitig und parallel zueinan-
der voranzutreiben. Die erheblichen Beschle ßnahmen der pg bbi zur Rohbau-
planung wurden im Nachtrag Nr. 61 in Höhe 

I:JieVert r agspa rt eien FBS Uncfpij bl:iivereifnb~a~rt~e~n~d~a~r~ü5;;;e~r;:;n;~rn~a~u~s -~~n~a;,-e;::;n;::N~a;::;c;;;h;tr;:;ä:;g=en;::::;:;N:;::r .===~=-=· =--=-- -

01 (Lph 1-3) und Nr. 15 (Lph 4, 6+ 7) ein zusätzliches Honorar in Höhe von insgesamt ca . 

••• etto. 
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Der qestörte Projektablauf (IS n 

4.1.3. Störung Nr. 2: "Pier Süd" 
CGF-Vorlage Nr. 04/2008- 04.1/2008) 

Art und Umfang der Störung 

Gemäß Generalplanervertrag vom 16.01./29.02.2008 war die Ausführung eines Walk· 
Boarding·Pier Süd ( .. WBP-S") vorgesehen, das baugleich zum Walk-Boarding-Pier Nord 
C..WBP-N"J sein sollte (.,gespiegelte Variante"). 

Aufgrund der Anforderungen der BBI-Hauptnutzer Air Berfin und Deutsche Lufthansa hat 
sich die FBS für die vorzeitige Erweiterung des WBP-S entschieden. Eine angepasste Ge­
bäudekonzeption wurde erforderlich. Allerdings ist es der FBS nicht gelungen, mit den Nut­
zern endgültige und verbindliche Konzeptentscheidungen herbeizuführen. 

ln der Folge hat sich die FBS entschieden zunächst jene Änderungen festzulegen, die vor 
dem Hintergrund der allgemeinen Verkehrsentwicklung geboten erschienen. 

Danach war die Vorfeldkonfiguration zu ändern, eine zusätzliche Brücke zwischen Mainpier 
und WBP-S zur Trennung der Verkehre von Ankunft und Abflug zu planen sowie das WBP-S 
selbst umfangreich zu erweitern. Die Veränderungen betrafen insbesondere: 

Abfluggates auf der Ebene El mit dezentralen Ausreisekontrollen 
.............................. 

Durchlässigkeit in der Ebene EO in Längsrichtung für Ankommer-Gänge 

Feste Fluggastbrücken. 

Der Rohbau des WBP-S musste in Bezug auf Erschließungskerne, Deckenfelder, Brand­
schutzkonzeptund TGA erheblich angepasst werden. 

Das veränderte Bau- und Nutzungskonzept wurde im Rahmen der Geschäftsführungsvorla­
gen Nr. 04/2008 vom 08. Januar 2008 sowie Nr. 04.1/200B vom 30. Januar 2008 von 
der FBS bestimmt. 

Auswirkungen der Störung 

Die begonnene Ausführungsplanung basierte auf der freigegebenen und genehmigten Ent­
wurfs-/Genehmigungsplanung. Nunmehr wurde durch die FBS mit den Anordnungen ge­
mäß der Geschäftsführungsvorlagen Nr. 04/2008 und Nr. 04.1/2008 tiefgreifend in die 
Entwurfsplanung eingriffen. 

Die Änderungen der FBS wirkten sich auf nahezu alle Gewerke und Vergabeeinheiten aus. 
Unmittelbar betroffen war zunächst die laufende Ausführungsplanung für die Rohbau arbei­
ten, deren Grundlagen in weiten Teilen erst wieder neu geschaffen werden mussten. 

Aufgrund des unverändert von der FBS vorgegebenen Terminziels (Inbetriebnahme 
31.10.2011) war die pg bbi gezwungen, anstatt Planungsänderungen chronologisch und 
sukzessive umzusetzen (erst Überarbeitung der Entwurfs-/Genehmigungsplanung danach 
Ausführungsplanung), alle Planungsphasen gleichzeitig und parallel zueinander voran zu 
treiben. 

Die Vertragsparteien FBS und pg bbi v~reintOijrten,•p-115. Oktober 2008 zwei Nachträge 
mit=e!flel"-ifli5äti!ll;~eR-Ii'el'glituilq..m .. E!öt1e--'LOa-Li:iSgesamLca-W .· EUR.neffQ:'(Lph.-1·4:- -·-
••IJJ~EUR, Lph 5-7: ca. ~UR). 

Vertraulich Sachverhaltsdarstellunq ~g hßl Seite 14 
All Riqhts Reserved- Ernst & Young 2012 



4. L4. Störung Nr. 3: "Doppelstöckige Fluggastbrücken" 
(PÄA Nr. 68) 

Art und Umfang der Störung 

ln der freigegebenen Entwurfsplanung (Stand 2007) war vorgesehen, dass Non-Schengen­
Passagiere innerhalb des Terminalgebäudes über Treppen oder Aufzüge einen Ebenen­
wechsel vornehmen müssen, um zur Fluggastbrücke zu gelangen. Das Treppenhaus kann in 
dieser Zeit nicht gleichzeitig für Sehengen-Passagiere zum Busboarding genutzt werden. ln 
der Konsequenz waren nur 25 Abfluggates Non-Schengen nutzbar. 

Die PÄA Nr. 68 stellte eine grundlegende Veränderung des Bau- und Nutzungskonzeptes 
des Flughafenterminals dar. Im Kern zielten die durch die FBS angeordneten Änderungen 
darauf ab, für den Einsteigeprozess der Non-Schengen-Passagiere eine komfortablere Lö­
sung ohne Nutzung eines Treppenhauses zu schaffen. 

Durch die Umsetzung von doppelstöckigen Fluggastbrücken erhöht sich die Anzahl de ver­
fügbaren Non-Schengen Abfluggates auf 39; die parallelen 8oardingprozesse lassen sich 
steigern und es entsteht kein Verlust an Warte- und Gastronomieflächen. 

Das veränderte Bau- und Nutzungskonzept wurde im Rahmen der Geschäftsführungsvorla­
\J€··Nr-,-45/2008-vr:Jm24~Aprii-2008-!Jese!Tir:Jssenund-als-PÄ-A-Nr,68-am-H.06.2008-for· 
muliert. Am 10.07.2008 erfolgte die Anordnung der FBS zur Ausführung der PÄA Nr. 68. 

Auswirkungen der Störunq 

Die laufende Ausführungsplanung basierte auf der freigegebenen und genehmigten Ent­
wurfs-/Genehmigungsplanung. Nunmehr wurden durch die FBS mit der PÄA Nr. 68 Ände­
rungen angeordnet, die tiefgreifend in die Entwurfsplanung eingriffen. Aufgrund der Ände­
rungen der Fluggastbrücken in Doppelstockbrücken wurden u. a. neue statische 
Berechnungen zur horizontalen Lastabtragung über die Decken erforderlich. Die Änderun­
gen der PÄA Nr. 68 waren so erheblich, dass sogar ein neuer Bauantrag erarbeitet werden 
musste. Diese Notwendigkeit wurde im Rahmen der Geschäftsführungsvorlage Nr. 
45/2008 vom 24. April 2008 von der FBS ausdrücklich zur Kenntnis genommen. Der neue 
Bauantrag wurde am 30.03.2009 eingereicht. 

Die Vertragsparteien FBS und pg bbi vereinbarten am 01. September 2008 für die Leis-
tungsphasen 1-4 einen Nachtrag in Höhe von ca. J IR netto. 

Die Änderungen der PÄA Nr. 68 wirkten sich auf nahezu alle Gewerke und Vergabeeinhei­
ten aus. Sie führten zu massiven Änderungen im Bereich der Rohbauplanung und hatten 
Einfluss auf die Gebäudehülle (Stahlbau/Fassade) und die Gewerke des hochbauliehen und 
technischen Gebäudeausbaus. Unmittelbar betroffen war zunächst die laufende Ausfüh­
rungsplanung für die Rohbauarbeiten, deren Grundlagen in weiten Teilen erst wieder neu 
geschaffen werden mussten. Folglich mussten die Rohbauarbeiten teilweise unterbrochen 
werden. Um den Terminzielen der FBS gerecht zu werden, mussten Planunterlagen für den 
Rohbau zum Teil vor und parallel zur Erstellung der Entwurfs- und Genehmigungsplanung 

~~:e:;:;~ :;r~~n.;,11D~~n:;::!!:~ ~~~s~:~e~~~gtngr,~~;:~~~i~etder pg bbi wurden im 
-- ----···-· -------- --"- '"---- ·---·-

Aufgrund· des unverändert von der FBS vorgeqebenen Terminziels (Inbetriebnahme 
30.10.2011) war die pg bbi gezwungen, die Änderungen der Planung nicht chronologisch 
und sukzessive umzusetzen (erst Überarbeitung der Entwurfs-/Genehmigungsplanung da-
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Der gestörte Projektablauf (ISD 

nach Ausführungsplanung) , sondern alle Planungsphasen gleichzeitig und parallel zuei­
nander voranzutreiben. 

Nachdem die erneute Baugenehmigung zum 2. Bauantrag u. a. infolge der PÄA Nr. 68 
schließlich am 30.10.2009 vorlag, konnte die pg bbi die Ausführungsplanung im Januar 
2010 abschließen. 

Der Nachtrag über zu~ätzlichen Aufwand für die Leistungsphasen5-7 wurde am 15. Okto-
ber 2008 in Höhe von ca. -uR vereinbart. 

-----------------------
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Jer jestdr~e ~roje~:aolauf (IST) 

4.L5. Störung Nr. 4: Mainpier "Ebenenshift" (PÄA Nr.72) 

Art und Umfang der Störung 

ln der freigegebenen Entwurfsplanung (Stand 2007) waren Non-Schengen-Ankunft und 
-Abflug auf bestimmte Bereiche begrenzt und voneinander abgegrenzt. Es galt das voll­
ständige Trennungsprinzip. 

Die PÄA Nr. 72 stellte eine grundlegende Veränderung des Bau- und Nutzungskonzeptes 
des Flughafenterminals dar. Im Kern zielten die durch die FBS angeordneten Änderungen 
darauf ab, eine Vielzahl von Non-Schengen-Verkehren gebäudenah zu ermöglichen und 
mehr Großraumpositionen Non-Schengen fähig zu machen. Dadurch sollte die volle Flexibi­
lität der Mainpier unter 100 % Gateverfügbarkelt sichergestellt werden. An einer Achse 
sollten sowohl Brückenboarding f -deboarding als auch Busboarding von Sehengen und 
Non-Schengen Passagieren parallel erfolgen können. 

Die Erschließungsflächen und Passagierströme mussten komplett überarbeitet werden. 
Daraus folgten weitreichende bauliche Veränderungen im Bereich Mainpier. 

Die Änderung des Bau- und Nutzungskonzeptes führte für den veränderten Schengen­
Verkehr zur Notwendigkeit des Einbaus einer weiteren Ebene. Aufgrund der erforderlichen 
Änderung desflucblwE!QkQnzepte_srnusst?n eine __ Reihe von Treppenhäusern des Mainpiers 
zu Fluchttreppenhäusern umgeplant werden. 

Das veränderte Bau- und Nutzungskonzept wurde im Rahmen der Geschäftsführungsvorla­
ge Nr. 58/2008 vom 22. Mai 2008 beschlossen und als PÄA Nr. 72 am 12.06.2008 formu­
liert. Am 10.07.2008 erfolgte die Anordnung der FBS zur Ausführung der PÄA Nr. 72. 

Auswirkungen der Störung 

Die laufende Ausführungsplanung basierte auf der freigegebenen und genehmigten Ent­
wurfs-/Genehmigungsplanung. Nunmehr wurden durch die FBS mit der PÄA Nr. 72 Ände­
rungen angeordnet, die tiefgreifend in die Entwurfsplanung eingriffen. Die Änderungen der 
PÄA Nr. 72 waren so erheblich, dass sogar ein neuer Bauantrag erarbeitet werden musste. 
Diese Notwendigkeit wurde im Rahmen der Geschäftsführungsvorlage Nr. 58/2008 vom 
22. Mai 2008 von der FBS ausdrücklich zur Kenntnis genommen. Der neue Bauantrag wur­
de am 30.03.2009 eingereicht. 

Die Vertragsparteien FBS und pg bbi vereinbarten am 01. September 2008 für die Leis­
tungsphasen 1-4 einen Nachtrag in Höhe von -;:uR netto. 

Die Änderungen der PÄA Nr. 72 wirkten sich auf nahezu alle Gewerke und Vergabeeinhei­
ten aus. Unmittelbar betroffen war zunächst die laufende Ausführungsplanung für die 
Rohbauarbeiten, deren Grundlagen in weiten Teilen erst wieder neu geschaffen werden 
mussten. Folglich mussten die Rohbauarbeiten teilweise unterbrochen werden. Um den 
Terminzielen der FBS gerecht zu werden, mussten Planunterlagen für den Rohbau zum Teil 
vor und parallel zur Erstellung der Entwurfs- und Genehmigungsplanung gefertigt werden. 
Die erheblichen Beschleunigungsmaßnahmen der pg bbi wurden im Nachtrag Nr. 61 mit 
einem Honorar in Höhe von ffiUR vergütet. 

---====:JIJlli:ee=AÄ .. nndOieerr'Ounngen-crer?l't;---Nr.--n-tratten auctT-?Ttll=qlic:lle P.aswir~!_aof .!liE!._:I'f6~A=· ===== 
Planung (vor allem auf den anlagentechnischen Brandschutz). Das Brandschutzkonzept 
musste insbesondere in Bezug auf die Evakuierung der veränderten Passagierströme an-
gepasst werden. 
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Der gestörte Projektablauf (lSD 

Aufgrund des unverändert von der FBS vorgegebenen Terminziels (Inbetriebnahme 
31.10.2011) war die pg bbi gezwungen, die Änderungen der Planung nicht chronologisch 
und sukzessive umzusetzen (erst Überarbeitung der Entwurfs-/Genehmigungsplanung da· 
nach Ausführungsplanung), sondern alle Planungsphasen gleichzeitig und parallel zueinan· 
der voranzutreiben. 

Nachdem die erneute Baugenehmigung zum 2. Bauantrag infolge der PÄA Nr. 72 schließ· 
lieh am 30.10.2009 vorlag. konnte die pg bbi die Ausführungsplanung im Januar 2010 ab­
schließen. 

Der Nachtrag über zusätzlichen Aufwand für die Leistungsphasen5-7 wurde am 17. April 
2009 in Höhe von ca. ~R vereinbart. 

ln diesem Zusammenhang ist auf die Stellungnahme des Construction Managers Drees & 
Sommer vom 27.01.2009 zu Auswirkungen der PÄA 72 zu verweisen, die zu dem Ergebnis 
kommt, dass die PÄA Nr. 72 erhebliche Umplanungen zur Folge hat und die Planung in den 
Entwurf zurückgeführt werden muss. Insbesondere die erheblichen Auswirkungen auf die 
TGA-Fachplanung und das Brandschutzkonzept wurden hervorgehoben. Drees & Sommer 
weisen ausdrücklich darauf hin, dass die Planlieferung an die bauausführenden Rohbauun· 
ternehmen sowie an die für die Ausbau- und TGA-Gewerke verantwortlichen Bauunterneh­
men nicht wie vorgesehen erfolgen kann. Von Drees & Sommer wird eine Überschreitung 

· der PristenderAasbaatättgkeitenvon-ca; 3bis4Monaten erwarte!. Beieiner (teifweiseff) 
Kompensation durch Verkürzung der Probebetriebszeiten sei eine Gefährdung des Inbe­
triebnahmetermins 31.10.2011 nicht ausgeschlossen. 
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4.L6. Störung Nr. 5: .,Pier Süd neu" 
(GF-Vorlage Nr. 131/2008) 

Art und Umfang der Störuno 

Qas gegenüber dem Generalplanervertrag vom 16.01./29.02.2008 veränderte Bau- und 
Nutzungskonzept wurde im Rahmen der Geschäftsführungsvorlagen Nr. 04/2008 vom 
08. Januar 2008 sowie Nr. 04.1/2008. vom 30. Januar 2008 von der FBS bestimmt. 

Die Vertragsparteien FBS und pg bbi vereinbarten diesbezüglich am 15. Oktober 2008 
zwei Nachträge mit einer zusätzlichen Vergütung in Höhe von insgesamt ca. t111111111111 EUR 
netto (Lph 1-4: _ · EUR, Lph 5-7: ca. EUR). - . 

lnfolge des Beschlusses der Geschäftsführungsvorlage Nr. 131/2008 (Anordnung an 
pg bbi am 13.11. bzw. 19.11.2008) waren weitere Leistungserweiterungen am Pier Süd 
mit konstruktiven Auswirkungen umzusetzen. u. a. die Verbreiterung des Gebäudes-, z. B.: 

Doppelfahrsteige 

Zusätzliche gegenläufige Laufbänder 

Flächenänderungen der Warm- und Kaltteile 

Auswirkungen der Störung 

Die laufende Ausführungsplanung basierte auf der freigegebenen und genehmigten Ent­
wurfs-/Genehmigungsplanung. Nunmehr wurden durch die FBS mit der Geschäftsfüh­
rungsvorlage Nr. 131/20013 Änderungen angeordnet, die in die Entwurfsplanung eingrif­
fen. Die von der FBS angeordneten Änderungen wirkten sich auf nahezu alle Gewerke und 
Vergabeeinheiten aus. 

Aufgrund des unverändert von der FBS vorgegebenen Terminziels (Inbetriebnahme 
31.10.2011) war die pg bbi gezwungen alle Planungsphasen gleichzeitig und parallel zuei­
nander voranzutreiben, anstatt die Planungsänderungen chronologisch und sukzessive 
umzusetzen (erst Überarbeitung der Entwurfs-/Genehmigungsplanung danach Ausfüh· 
rungsplanung). 

Die pg bbi hat den entsprechenden planerischen Mehraufwand in zwei Nachtragsangeboten 
mit Datum 15. Mai 2009 formuliert und gegenüber der FBS geltend gemacht. Die Nach­
tragsvereinbarungen wurden erst am 12. März 2010 (Lph 5·7, 9: .. C:UR netto) bzw. 
am 29. Juli 2010 (Lph 1-4:-EUR netto) getroffen. 
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Der qestörte Projektablauf (JST} 

4.1.7. Störung Nr.6: "Umsetzung EU-Verordnung 
297/2010" 

Art und Umfang der Störung 

Die EU-Kommission hat am 29. April 2010 die Verordnunq zur Veränderung der Sicher· 
heitsstandards in der Luftfahrt (EU-Verordnung Nr. 297/2010) in Kraft gesetzt. 

Die EU-Kommission hat in dieser Verordnung bekannt gegeben, ab April 2013 wieder Ge­
tränke und andere Flüssigkeiten im Handgepäck von Passagieren zuzulassen. Dafür ist der 
Einsatz größerer Prüfgeräte notwendig. Diese Prüfgeräte sind im Vergleich zu den bisheri­
gen Geräten viermal so schwer und benötigen den doppelten Platz bedarf. Der erhöhte Flä· 
ehenbedarf für die Sicherheitskontrolle hat erhebliche Auswirkungen auf die Konfiguration 
des Flughafen-Terminals. 

Mit der auf Basis der Baugenehmigung vom 30.10.2009 geplanten Konfiguration der Si­
cherheitskontrollstellen konnten die Anforderungen der EU-Verordnung Nr. 297/2010 
nicht eingehalten werden. Bis zum 29.04.2011 waren die Kontrollstellen für Transferpas­
sagiere sowie ab dem 29.04.2013 alle Kontrollstellen so auszustatten, dass die Kontrolle 
von Flüssigkeiten im Handgepäck von Flugreisen möglich ist. 

Auswirkungen der Störung 

Bereits vor lnkrafttreten der neuen EU-Verordnung Nr. 297/2010 gab es im März und April 
2010 Gespräche zwischen den Berliner Flughäfen und der Bundespolizei, um die Folgen 
der Verordnung abzuschätzen. Am 25. Mai 2010 präsentierte die Bundespolizei bei den 
Berliner Flughäfen ihre Prognose zu den Konsequenzen der EU-Verordnung. Sie kam u. a. 
zu dem Schluss, dass die Umsetzung der Verordnung zu einer Verdopplung des Flächenbe­
darfs im Sicherheitsbereich des BBI führt und erheblichen Einfluss auf die Konfiguration 
des Flughafen-Terminals hat. 

Die Umsetzung der EU-Verordnung Nr. 297/2010 erforderte wesentliche Veränderungen 
im Flughafenterminal ( .. Mainpier", .. Halle") und seine Erweiterung um zwei Pavillons. 

Die pg bbi hat sich intensiv und in Abstimmung mit den relevanten Projektbeteiligten an 
der Entwicklung von sachgerechten Lösungen beteiligt. Die Vertragsparteien FBS und pg 
bbi vereinbarten am 09. Juli 2010 zwei Nachträge mit einer zusätzlichen Vergütung in Hö-
he von insgesamt UR netto(Lph 1-4:-EUR, Lph 5-7:.-.EUR). 

Die mit diesen beiden Nachträgen beauftragten Änderungen und Erweiterungen hatten zur 
Folge, dass die pg bbi noch einmal in die Entwurfsplanung einsteigen und zum wiederholten 
Male einen neuen Bauantrag bis zum Jahresende 2010 erstellen musste. Für diese Pla­
nungsleistungen der Leistungsphasen 1-4 waren somit fast 6 Monate erforderlich. Die an­
schließende Ausführungsplanung war bis Ende Juli 2011 (Umbau Fluggastterminall bzw. 
Mitte Dezember 2011 (Pavillons) terminiert. Die Genehmigung zum neuen Bauantrag 
(Fiuggastterminal, Pavillons) lag schließlich am 04.07.2011 vor. Die Vergaben erfolgten 
anschließend sukzessive. Mit der Bauausführung der wesentlichen Gewerke (Hülle, TGA, 
Ausbau) konnte nicht vor Ende 2011 begonnen werden. Für zentrale Bereiche des Flug-

----·· ___ gastterminals..ist.in..diaseLZ_eLt'lo_n_einE!rn kritischen Baustog.Q._gjs_(olg_e auszu':"g_':'"e:'.'he:'n:':'.===--

Die EU-VerordnunQ 297/2010 hatte somit offenkundig Einfluss auf die laufenden Bauar­
beiten. Die Bauarbeiten konnten über viele Monate nicht wie geplant ausgeführt werden. ln 
einer solchen Situation lassen sich Unterbrechungen der Bauausführung ( .. stopp-and-go") 
kaum vermeiden bzw. kompensieren. 
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42. Weitere Störungen aus dem Verantwortungsbe­
reich der FBS und deren Auswirkungen 

Neben den genannten wesentlichen Störungen der FBS durch Anordnungen zu Planungs­
änderungen hat die FBS während der gesamten Planungs- und Bauausführungsphase seit 
Januar 2008 ca. 500 weitere Änderungen zur bestehenden Planung angeordnet 

4.2.1. Ausführungsbegleitende Störungen 

Die FBS hat mit Schwerpunkt in den Jahren 2008 und 2010 zahlreiche Planänderungen 
angeordnet. die durch PÄA bzw. Avl dokumentiert sind. 

Das Ausmaß dieser kontinuierlichen Änderungen der FBS ging über die vorhersehbare und 
von einem Generalplaner einzukalkulierende Situation auf einer Großbaustelle hinaus. 

Der pg bbi ist es unter großen Aufwendungen gelungen, einen Großteil der Änderungen 
ohne signifikante Auswirkungen auf die Projektfristen umzusetzen. 

Dennoch hat der permanente Zustand der Planungsänderung durch die FBS vor dem Hin­
. te.cg.ru_od_einec_e_ür.em_ba_u.b_egleJten_d_en PlilD.unQ g_anl: sJcher einen Beitrag zur. Verschi e­
bung des Termins zur Inbetriebnahme des Flughafens geleistet. 

4.2.2. Späte Störungen 

Nach der Entscheidung des Aufsichtsrates der Berliner Flughäfen vom 25.06.2010, den 
Inbetriebnahmetermin von Ende Oktober 2011 um ca . .7 Monate auf Juni 2012 zu ver­
schieben, sind folgende wesentliche Planungsänderungen der FBS dokumentiert: 

Diverse Änderungsanordnungen auf zahlreiche Änderungen u. a. der Retailflächen 
-ab 06/2010 

Änderungsanordnungen 104 (Mitarbeiter-Cafeterien FGT)- 21.08.2010 

Änderungsanordnungen 122 (Raucherlounges FGT)- 21.03.2011 

Änderungsanordnung 1 SO (Nebenflächen) 

Tektur der 3. Baugenehmigung vom 04.07.2011 infolge zahlreicher Planänderun­
gen- 30.09.2011 

Aufgrund der weit fortgeschrittenen Projektabwicklung wurde es zunehmend schwieriger, 
Maßnahmen zu einer nachhaltigen und wirksamen Beschleunigung des Planungs- und Bau­
ablaufes zu ergreifen, zumal der Planungsablauf bereits seit dem Jahr 2008 als Folge der 
massiven Projektänderungen der FBS über lange Phasen beschleunigt durchgeführt wurde 
und dauerhaft unter zeitlichem und erheblichem Koordinationsdruck stand. 
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4o3. Störungen aus dem Verantwortungsbereich der 
pg bbi 

4o3oL Leistungsdefizite und Insolvenz des TGA-Pianers 
iGK-IGR 

Nach erster Einschätzung und stichprobenartiger Überprüfung der Projektdokumentation, 
ist davon auszugehen, dass insbesondere aufgrund der sich änderungsbedingt ständig 
überholenden Planung zeitweise eine vollständig koordinierte TGA-Fachplanung nicht 
durchgängig vorlag. Insofern kann es zu gewissen Defiziten seitens der Generalplanung 
(TGA) gekommen sein, die sicherlich auch im Zusammenhang zu sehen sind mit den tief­
greifenden Planungsänderungen durch die FBS, bei gleichzeitiger Beibehaltung der Bau­
ausführungsfristen, wodurch ein koordinierter Planungsablauf faktisch nicht möglich war. 

Am OB. Februar 2010 wurde von der IGK-IGR der Insolvenzantrag gestellt. Die beiden übri­
gen Gesellschafter der pg bbi, JSK und gmp, handelten im Rahmen ihrer planerischen Ge­
samtverantwortung konsequent und übernahmen die Leistungspflichten des insolventen 
Gesellschafters IGK-IGR. 

Die pg bbi hat erhebliche Aktivitäten unternommen, um die erforderliche Leistungsfähig­
keit der Generalplanung sicherzustellen. Das wird der pg bbi auch ausweislich des Proto­
kolls der 87. Sitzung des Hauptausschusses im Allgeordnetenhaus Berlin am 
16. Juni 2010 vom regierenden Bürgermeister Berlins, Herrn Wowereit, attestiert. 

4.3.2. Einordnung der Probleme der TGA-Pianung in Bezug 
zur Gesamtprojektverzögerung 

Zu den Auswirkungen der Insolvenz der IGK-IGR (Februar 2010) auf den weiteren Projekt­
verlauf wurden zwischen den Projektbeteiligten divergierende Einschätzungen diskutiert. 

Der Projektsteurer WSP CBP hat auf das Risiko infolge der Insolvenz hingewiesen. Gleich­
zeitig hat er für die Sitzung des Aufsichtsrates der Berliner Flughäfen am 26. März 2010 
einen Controlling-Bericht vorgelegt, der zu dem Ergebnis kommt, dass eine Gefährdung 
des Inbetriebnahmetermins nicht vorliegt, da Maßnahmen zur Aufholung etwaiger Verzö­
gerungen eingeleitet worden seien [vgl. Protokoll der 87. Sitzung des Hauptausschusses 
im Abgeordnetenhaus Berlin am 16. Juni 2010, Seite 3, Aussage des regierenden Bürger­
meisters Berlin, Herrn Wowereitl. 

Die Auswirkungen der am 29. April 2010 in Kraft getretenen Verordnung der EU­
Kommission zur Veränderung der Sicherheitsstandards in der Luftfahrt überlagerten und 
dominierten offensichtlich die etwaigen Folgen der Insolvenz der IGK-IGR. 

Bereits vor lnkrafttreten der neuen EU-Verordnung 297/2010 fanden im März und April 
2010 Gespräche zwischen den Berliner Flughäfen und der Bundespolizei statt, um die Fol-

-----age~en--aer Ve rorflffi!flg-almlsffiät~:eR~Qallei--[latte-Sie-BHAaespolize~ otfeflililf-lli!filuf.-hiflg -
wiesen, dass die Auswirkungen auf den Terminplan von erheblichem Umfang sein werden.-

Am 25. Mai 2010 präsentierte die Bundespolizei IJei den Berliner Flughäfen ihre konkreti­
sierte Prognose zu den Konsequenzen der EU-Verordnung 297/2010. Sie kam u. a. zu dem 
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Schluss, dass die Umsetzung der Verordnung zu einer Verdopplung des Flächenbedarfs im 
Sicherheitsbereich des BBI führt und erheblichen Einfluss auf die Konfiguration. des Flugha· 
fen-Terminals hat. 

Als Folge der EU-Verordnung 297/2010 musste die Entwurfs· und Genehmigungsplanung 
erheblich verändert werden. Der zum wiederholten Male erforderlich gewordene Bauantrag 
zur Genehmigung des veränderten Bauwerks wurde Ende 2010 fertig gestellt und einge· 
reicht. Die Genehmigung erfolgte schließlich am 04. Juli 2011.Die Ausführungsplanung 
musste von der pg bbi nachlaufend geändert werden. Die Bauarbeiten konnten nicht wie 
geplant ausgeführt werden. 

Damit ist unmittelbar ersichtlich, dass die Umsetzung der EU-Verordnung 297/2010 eine 
weitere maßgebliche Ursache für die Gesamtverzögerung des Projektes darstellt. 

··------ ----
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Zusammenfassung 

5, Zusammenfassung 
Durch die Aufhebung der GU·Ausschreibung für das BBI-Terminal durch die FBS am 
09.10.2007 und die Neuausrichtung der Vergabestrategie unter Beibehaltung der Fertigs­
tellungsfrist 31.10.2011 hat sich die FBS in eine äußerst angespannte Terminsituation ge­
bracht. 

Denn bis zur Vergabe der Ausführungsplanung an die pg bbi Anfang 200B verstrichen be­
reits ca. 3 Monate. Anschließend musste die pg bbi die Ausführungsplanung überwiegend 
zeitgleich zur Ausschreibung und Vergabe der Bauleistungen erbringen, die aufgrund der 
vorgesehenen sieben Vergabepakete und der erforderlichen umfangreichen Ausschrei­
bungsunterlagen (u. a. detaillierte Leistungsverzeichnisse) ohnehin mit hohem Zeitauf­
wand verbunden war. 

Im "Side Letter" zum Generalplanervertrag vom 16.01./29.02.2011 stellt die pg bbi des­
halb noch einmal schriftlich fest, dass der vorgesehene Termin für die Inbetriebnahme des 
Flughafens (31.10.2011) nur erreicht werden kann. wenn eine "zielorientierte" (bedarfs· 
gerechte) Ausführungsplanung von der FBS in Kauf genommen wird. 

EsisLunmittelbarersicbtlicb.dassunter_ derartigenBandbe_OiD_@nggn_digf'r()iekt~iel!!_nur_ 
erreicht werden können. wenn aus dem Verantwortungsbereich des FBS keine weiteren 
größeren Störungen in das Projekt hineingetragen werden. 

Das allerdings war der Fall. 

Nach Abschluss des Generalplanervertrages vom 16.01./29.02.2008 hat die FBS den vor­
gesehenen Planungsablauf durch umfangreiche Änderungsanordnungen erheblich gestört. 

Im ersten Halbjahr 2008 hat die FBS gravierende Änderungen zur bis dato bestehenden 
Entwurfsplanung (Stand Oktober 2007) angeordnet. 

Insbesondere die Änderungen aufgrund der PÄA Nr. 63 (..Bahnstatik), der PÄA Nr. 68 
(.,Doppei-Fiuggastbrücken"), der PÄA Nr. 72 C.Ebenenshift") und der Änderungen des Main 
Pier Süd führten zu massiven Eingriffen in die bestehende Planung erforderten sogar eine 
neue Baugenehmigung. 

Dass insbesondere die PÄA Nr. 72 (.,Ebenenshift") ein hohes Verzögerungspotenzial auf­
weist, bestätigt eine Stellungnahme des Construction Managers Drees & Sommer vom 
27.01.2009, die eine Überschreitung der Fristen der Ausbautatlgkelten um ca. 3 bis 4 Mo­
nate und eine Gefährdung des Inbetriebnahmetermins 31.10.2011 prognostizierte. 

Aufgrund der Tatsache, dass die FBS einerseits erheblichen Änderungen anordnete und 
andererseits unverändert an den Terminzielen (Inbetriebnahme 31.10.2011) festhielt. war 
die pg bbi fortlaufend gezwungen, anstatt Planungsänderungen chronologisch und sukzes­
sive umzusetzen (erst Überarbeitung der Entwurfs-/Genehmigungsplanung danach Ausfüh· 
rungsplanung), alle Planungsphasen gleichzeitig und parallel zueinander voran zu treiben. 

Dass die FBS vor diesem Hintergrund erneut ihr Vergabekonzept änderte und deutlich 
kleinteiliger gestaltet hat. verschärfte die Situation weiter, da eine Vielzahl von Bauunter­
nehmen auf der Basis unterschiedlicher Planungsstände vertraglich gebunden wurde. 

Diese Art der von cterTBS aufgezwung;~-e-n-oaabegl~-ite_n_d_e i~~-ru-m=~ng~sp;;;t;an;;;u:;;~ n,:,:g-;:;o;;mi;;;::;B~a;.:;;:-=======­
leistungsvergabe führt praktisch unvermeidlich zu hohen Nachtragsrisiken in Bezug auf die 
bauausführenden Unternehmen. 
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Neben den genannten wesentlichen Änderungsanordnungen der FBS hat die FBS während 
der gesamten Planungs- und Bauausführungsphase ca. 500 weitere Änderungen zur be­
stehenden Planung angeordnet, die vor dem Hintergrund der weitgehend diskontinuierli­
chen baubegleitenden Planung mit hoher Wahrscheinlichkeit einen verzögernden Effekt auf 
das Projekt hatten. 

Die Auswirkungen der Insolvenz der IGK-IGR (08. Februar 2010) auf den Projektverlauf 
kann nicht präzise sachgerecht ermittelt werden. 

Es ist jedoch naheliegend, dass die Auswirkungen der am 29. April 2010 in Kraft getrete­
nen Verordnung der EU-Kommission zur Veränderung der Sicherheitsstandards in der Luft­
fahrt die etwaigen Folgen der Insolvenz der IGK-IGR überlagerten und mindestens kompen­
sierten. 

Die Umsetzung der EU-Verordnung Nr. 297/2010 erforderte wesentliche Veränderungen 
im Flughafenterminal und machte die Überarbeitung der Entwurfs- und Genehmigungspla­
nung sowie abermals einen neuen Bauantrag erforderlich, der Ende des Jahres 2010 ein­
gereicht werden konnte. Die Genehmigung lag erst am 04.07.2011 vor. Die Ausführungs­
planung und die Bauausführung verzögerten sich entsprechend. Dass es in dieser Situation 
zu signifikanten Unterbrechungen der Bauausführung ("stopp-and-go") kommen kann, ist 
praktisch kaum zu vermeiden und nur schwer zu kompensieren. 

DiüniflsCofTerik.üriOig, · a-ass areTTmsetzün<fder EU'Veroranuiig 297/20 ra eine matrCJe5fi' 
ehe Ursache für die Gesamtverzögerung des Projektes darstellt. 

in diesem Zusammenhang kann durchaus konstatiert werden, dass die Gesamtverzögerung 
vor dem Hintergrund der massiven Planungsänderungen und baulichen Erweiterungen 
nicht unerwartet oder unüblich erscheint. Insbesondere im Vergleich mit anderen Großpro­
jekten in ähnlichem Projektumfeld. Die Projektbeteiligten ist es offenkundig durchaus ge­
lungen, die Auswirkungen der massiven Projektstörungen zu begrenzen. 

Berlin, den 27. April 2012 

Ernst & Young Real Estate GmbH 

Prof. Christoph Ehrhardt ppa. Dr. Maik Hornuff 

ppa. Stefan Schaut es 
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